
 

 

L 12 

Gesundheitliche Ungleichheiten zwischen Bremer und Bremerhavener  
Quartieren 

Anfrage der Abgeordneten Nelson Janßen, Sofia Leonidakis und Fraktion DIE LINKE 

Wir fragen den Senat: 

1. Was sind aus Sicht des Senats die Hauptgründe für die bestehenden gesundheitli-
chen Ungleichheiten zwischen den einzelnen Quartieren im Land Bremen? 

2. Was tut der Senat aktuell, um gesundheitliche Ungleichheiten im Land Bremen 
abzubauen und was sind aus Sicht des Senats zukünftig notwendige Schritte und 
Maßnahmen, um die gesundheitlichen Ungleichheiten nachhaltig zu reduzieren? 

3. Wie ist der derzeitige Umsetzungsstand des 2018 getroffenen Senatsbeschlusses 
„Zukunft Bremen 2035“ bezüglich der Verankerung von Gesundheit in allen Res-
sorts, welche Maßnahmen werden diesbezüglich konkret in den einzelnen Res-
sorts umgesetzt oder sind geplant? 

Zu Frage 1: 
Die gesundheitlichen Ungleichheiten im Bundesland Bremen werden, wie deutsch-
landweit auch, durch verschiedene Faktoren beeinflusst. So stehen sozioökonomische 
Determinanten, wie beispielsweise das Haushaltseinkommen, das erreichte Bildungs-
niveau oder der Anteil an Menschen in Arbeitslosigkeit, im Zusammenhang mit diver-
sen gesundheitlichen Outcomes. Umweltfaktoren, wie die Wohnqualität, Lärm, Luft-
verschmutzung sowie der Zugang zu Freizeit- und Erholungsflächen sowie Arbeitsbe-
dingungen, können ebenfalls die Gesundheit von Bewohner:innen in den verschiede-
nen Bremer Stadtteilen stark beeinflussen.  
Darüber hinaus trägt ein unterschiedlicher Zugang zu Gesundheitsdiensten zur un-
gleichen Verteilung von Gesundheitschancen im Land Bremen bei. Außerdem weisen 
bestimmte Zielgruppen, wie beispielsweise, Kinder und Jugendliche, Senior:innen 
Migrant:innen und Menschen mit Fluchterfahrungen häufig spezifische gesundheitli-
che Bedarfe auf. So können in Quartieren mit einem hohen Anteil einer entsprechen-
den Bewohner:innenschaft gesundheitliche Ungleichheiten verstärkt auftreten. Dies 
auch, weil bei diesen speziellen Gruppen die Gesundheitskompetenz nicht immer im 
ausreichenden Ausmaß vorhanden ist.  
Alle bereits genannten Faktoren beeinflussen den individuellem Lebensstil und damit 
das Gesundheitsverhalten von Bewohner:innen im Quartier. So ergibt sich, dass ein-
zelne Hauptgründe für die bestehenden gesundheitlichen Herausforderungen in be-
stimmten Quartieren im Land Bremen schwer zu identifizieren sind. Es handelt sich 
vielmehr um ein Bündel an Herausforderungen im Alltag der Menschen, welche die 
Gesundheitschancen im Vergleich zu den Bewohnerinnen anderer Bremer Quartiere 
negativ beeinflussen.   
  



 

 

Zu Frage 2: 
Der Senat hat sich zum Ziel gesetzt, durch die Förderung von besonders nied-
rigschwelligen sowie zielgruppenspezifischen Angeboten die gesundheitlichen Chan-
cen insbesondere für Bewohner:innen in Quartieren mit einem niedrigen Sozialindex 
zu stärken. Aktuell fördert der Senat die Hebammenzentren in Bremen West, Ost, 
Nord sowie den Aufbau eines Zentrums in Bremerhaven. Sie tragen dazu bei, dass für 
Familien der Zugang zur Hebammenversorgung verbessert wird und ein gesunder 
Start ins Leben für Neugeborene aus sozial deprivierten Stadtgebieten im Land Bre-
men gestärkt wird. Auch die in der Kommune Bremen etablierten und finanzierten 
Programme Tipp Tapp und Tipp Tapp pre bieten Eltern ein besonderes Unterstüt-
zungsangebot an, um das gesunde Aufwachsen von Kindern zu fördern. In Bremer-
haven steht mit den Beratungsstellen „familie_kind_gesundheit“ ebenfalls ein Angebot 
zur Familienberatung und frühkindlichen Gesundheitsförderung zur Verfügung. Mit der 
Förderung der Beratungsstelle des ersten lokal integrierten Gesundheitszentrum für 
alle im Bremer Westen stärkt der Senat außerdem den Stadtteil Gröpelingen im be-
sonderen Maß. Im Bremer Süden und Bremer Norden tragen die durch den Senat 
geförderten Beratungsangebote der GesundheitsPUNKTe dazu bei, dass gesundheit-
liche Chancen gestärkt werden.  
Darüber hinaus hat der Senat sowohl in Bremen als auch in Bremerhaven die Ge-
sundheitsfachkräfte in den Quartieren, die Gesundheitsfachkräfte an Schulen und die 
regionalen Fachkräfte für psychische Gesundheit im Kindes- und Jugendalter ins Le-
ben gerufen und fest etabliert.  
Die Gesundheitsfachkräfte im Quartier ermöglichen angepasst an die Bedarfe der 
Bewohner:innen im Quartier verschiedenste Angebote der Prävention, Gesundheits-
förderung und Gesundheitsberatung. 
Zielgruppenspezifisch wirken die Gesundheitsfachkräfte an Schulen, indem Schü-
ler:innen und Eltern in benachteiligten Quartieren ein Angebot zur Stärkung der Ge-
sundheitskompetenz im Schulalltag ermöglicht wird. Weiter nehmen sie die Verhält-
nisse in den Fokus, was dazu beiträgt, das Setting Schule langfristig hinsichtlich ge-
sundheitlicher Indikatoren zu verbessern. Bei den regionalen Fachkräften für psychi-
sche Gesundheit im Kindes- und Jugendalter fördert der Senat ein weiteres zielgrup-
penspezifisches Angebot, um die Bewältigungskompetenzen von Eltern und Kindern 
hinsichtlich psychischer Belastungen bei Kindern und Jugendlichen zu stärken.  
 
Trotz der positiven Entwicklungen hinsichtlich der bereits vom Senat geförderten 
Strukturen fehlt es in vielen Quartieren noch an einer Ausweitung der Angebote bzw. 
einer Etablierung von weiteren Präventionsmaßnahmen.  
Es braucht zukünftig eine noch bessere Zusammenarbeit mit den Akteuren der Lan-
desrahmenvereinbarung Prävention im Sinne des Präventionsgesetzes. Damit soll 
gewährleistet werden, dass die begrenzten Ressourcen aller Akteure effektiver im 
Sinne einer gemeinsamen geeinten Präventionsstrategie eingesetzt werden. Gesprä-
che zur Stärkung der Zusammenarbeit laufen bereits. Außerdem arbeitet der Senat 
bereits kontinuierlich daran ressort- und akteursübergreifend die verschiedensten An-
gebote in den Quartieren miteinander zu vernetzen und abzustimmen. Auch diese 
Zusammenarbeit soll zukünftig weiter gestärkt werden, um Ressourcen effektiv einzu-
setzen und die gesundheitlichen Ungleichheiten nachhaltig zu reduzieren.  
  



 

 

Zu Frage 3: 
Die damalige Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz hat im 
Jahr 2018 damit begonnen, gemeinsam mit den zuständigen Ressorts Grundlagen für 
eine künftige strategische Zusammenarbeit zu entwickeln. Aufgrund der vielfältigen 
Herausforderungen in den danach folgenden Jahren (die Covid-19 Pandemie, dem 
Ausbruch des Kriegs gegen die Ukraine) konnte die strategische ressortübergreifende 
Zusammenarbeit nicht so wie angedacht fortgeführt werden. Im September 2023 wur-
de an die Vereinbarung aus 2018 angeknüpft, indem Mitarbeiter:innen der Senatorin 
für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz Mitarbeiter:innen der Gesundheitsäm-
ter Bremen/Bremerhaven, der Senatorin für Kinder und Bildung, der Senatorin für So-
ziales, Jugend, Integration und Sport, der Senatskanzlei, der Senatorin für Umwelt, 
Mobilität und Stadtentwicklung und des Landesinstituts für Schule zu einer ressort-
übergreifenden Begleitgruppe für Gesundheitsförderung und Prävention in den Quar-
tieren im Sinne des Health in All Policies Ansatzes eingeladen haben. Die beiden Ge-
sundheitsämter haben über den kommunalen Strukturaufbau für Gesundheitsförde-
rung berichtet. Ein neues Projekt zum gesunden Umgang mit Medien im Kindes- und 
Jugendalter wurde vorgestellt, der Einsatz der Gesundheitsfachkräfte im Quartier und 
die regionalen Fachkräfte für psychische Gesundheit von Kindern und Jugendlichen 
wurden besprochen, die inhaltlichen Ausgestaltung von Gesundheitspunkten und ihre 
geplante Lokalisation präsentiert und die anderen Ressorts haben entsprechende An-
satzpunkte herausgearbeitet.  
Mit der Veröffentlichung des Landesgesundheitsbericht 2024 ist die Stärkung der res-
sortübergreifenden Zusammenarbeit und die Verankerung von Gesundheit in allen 
Ressorts vertieft in den Fokus gerückt. Auf Einladung der Senatorin für Gesundheit, 
Frauen und Verbraucherschutz fand im Herbst 2024 eine amts- und ressortübergrei-
fende Veranstaltung zu den Ergebnissen der Landesgesundheitsberichterstattung 
statt. Ziel der Veranstaltung war es im Sinne des Health in all Policies Ansatzes in al-
len Ressorts erneut ein Bewusstsein für die gesundheitlichen Problemlagen im Kin-
des- und Jugendalter zu schaffen und gemeinsam über die weitere Zusammenarbeit 
zu beraten. Die Planung und Abstimmung weiterer konkreter Maßnahmen steht dar-
über hinaus noch aus.  


